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Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Änderungsantrag zum Gesetz zur Änderung des Bremischen Polizeigesetzes
(Mitteilung des Senats vom 23. Januar 2001, Drucksache 15/599)

Die Bürgerschaft (Landtag) möge beschließen:

Das Gesetz zur Änderung des Bremischen Polizeigesetzes (Drucksache 15/599)
wird wie folgt geändert:

In Artikel 1 Ziffer 8 wird in § 14 nach Absatz 2 ein neuer Absatz 3 eingefügt mit
folgendem Wortlaut:

„Die Polizei kann eine Person bis zu einer richterlichen Entscheidung über zivil-
rechtliche Schutzmöglichkeiten ihrer Wohnung und des unmittelbar angrenzen-
den Bereichs verweisen, wenn dies erforderlich ist, um eine gegenwärtige Gefahr
für Leib, Leben oder Freiheit von Bewohnern derselben Wohnung abzuwehren.
Unter den gleichen Voraussetzungen kann ein Betretungsverbot angeordnet wer-
den. Eine solche Maßnahme darf die Dauer von sieben Tagen nicht überschreiten.
Ergänzend können Maßnahmen zur Durchsetzung der Wegweisung oder des
Betretungsverbotes verfügt werden.“

Dr. Güldner,
Karoline Linnert und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen


